
 

Die Regierung  
des Kantons Graubünden 

La regenza 
dal chantun Grischun 

Il Governo 
del Cantone dei Grigioni 

 

 

 

Sitzung vom  Mitgeteilt den Protokoll Nr. 

 19. Juni 2018 21. Juni 2018 

 
 

504 

 
 

 

 

Auftrag Kunz (Chur) 

 

betreffend umfassende wirtschaftliche Betrachtung  

im Handänderungssteuerrecht – auch im Konzern  

 

Antwort der Regierung  

 

 

Die kommunale Handänderungssteuer wird heute abschliessend im Gemeinde- und 

Kirchensteuergesetz (GKStG; BR 720.200) geregelt. Die Gemeinden können ent-

scheiden, ob sie eine Handänderungssteuer erheben wollen, sie legen den Steuer-

satz von maximal zwei Prozent im kommunalen Steuergesetz fest und sie sind zu-

ständig für die Erhebung der Handänderungssteuer. 

 

Die Handänderungssteuer ist eine Rechtsverkehrssteuer. Als Handänderung gilt jede 

Übertragung der tatsächlichen und wirtschaftlichen Verfügungsgewalt über ein 

Grundstück. Diese wirtschaftliche Betrachtungsweise wirkt auch zugunsten der 

Steuerpflichtigen, wodurch zivilrechtliche Handänderungen nicht der Handände-

rungssteuer unterstellt werden, wenn die wirtschaftliche Berechtigung am jeweiligen 

Grundstück nicht ändert. Der Gesetzgeber ist diesbezüglich bei der Schaffung des 

GKStG bewusst weiter gegangen, als andere kantonale Gesetzgeber. An diesem 

Grundsatzentscheid soll heute nicht gerüttelt werden. 

 

Das Bündner Verwaltungsgericht hat die Frage der Handänderungen zwischen ver-

bundenen Gesellschaften immer mit Blick auf die betroffenen Vertragsparteien und 

(bei juristischen Personen) nicht auf die dahinterstehenden Beteiligten beurteilt (vgl. 

VGU A 13 55 E. 4. b). So stellt eine zivilrechtliche Handänderung zwischen dem Ak-

tionär und der von ihm beherrschten Aktiengesellschaft zwar eine zivilrechtliche, 

nicht aber eine wirtschaftliche Handänderung dar, weshalb keine Handänderungs-

steuer anfällt. Bei einer Liegenschaftenübertragung zwischen zwei Schwestergesell-

schaften ist demgegenüber auch eine wirtschaftliche Handänderung bejaht worden, 
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weil die beiden Vertragsparteien und nicht deren Aktionäre zu betrachten sind (PVG 

2014, Nr. 16, E. 4 b = VGU A 13 55).  

 

Diese verwaltungsgerichtliche Praxis entspricht auch nach Auffassung der Regierung 

dem Wortlaut des GKStG und dem Willen des Gesetzgebers bei der Schaffung die-

ser Norm. Im konkret bemängelten Fall hat nun das Verwaltungsgericht entschieden, 

dass der Verkauf einer Liegenschaft von der Enkelgesellschaft an die Grossmutter-

gesellschaft sowohl eine zivilrechtliche als auch eine wirtschaftliche Handänderung 

bewirke und damit ein Handänderungssteuertatbestand zu bejahen sei. Im Lichte der 

dargestellten Rechtsprechung könnte durchaus auch die Auffassung vertreten wer-

den, dass eine wirtschaftliche Handänderung zu verneinen sei, weil die Grossmutter-

gesellschaft über die Beteiligungsrechte schon zuvor wirtschaftlich über die Liegen-

schaft verfügen konnte. Das Verwaltungsgericht verweist dafür aber auf eine Ände-

rung des Gesetzes.  

 

Die Regierung ist bereit, für die genannte Konstellation eine gesetzliche Regelung 

aufzunehmen. Diese wird sich aber auf Fälle beschränken, bei denen aus dem 

Blickwinkel der involvierten Steuersubjekte eine wirtschaftliche Handänderung ver-

neint werden kann. Eine umfassende wirtschaftliche Betrachtungsweise innerhalb 

des Konzerns kann weder sachlich richtig sein, noch wäre eine solche Regelung bei 

komplexen interkantonalen oder gar internationalen Strukturen praktikabel. Die Ge-

meinden wären zu einem unverhältnismässigen Verwaltungsaufwand gezwungen. 

Gleich wie die wirtschaftliche Betrachtungsweise zulasten der Steuerpflichtigen nicht 

beliebige Steuertatbestände begründen kann, kann sie auch nicht beliebige Aus-

nahmen rechtfertigen.  

 

Aufgrund dieser Ausführungen beantragt die Regierung dem Grossen Rat, den vor-

liegenden Auftrag teilweise zu überweisen, d.h. beschränkt auf die Korrektur der 

konkret beanstandeten Rechtsprechung.
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